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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Regionalpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) Nr. des Rates über eine 

Finanzierung von Vorhaben durch den Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abtei- 
lung Ausrichtung, im Rahmen der Maßnahmen zur Ent- 
wicklung von Agrargebieten, die mit Vorrang zu fördern 
sind 

eine Verordnung (EWG) Nr. .../... des Rates über den 
Europäischen Zinsvergütungsfonds für regionale Entwick- 
lung 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die Mitteilung der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften sowie die zu ihren Vor- 
schlägen übermittelten Begründungen beigefügt. 

Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Regionalpolitische Maßnahmen der Gemeinschaft 
in den Agrargebieten, die mit Vorrang zu fördern sind 

(Mitteilung und Vorschläge der Kommission 
an den Rat) 


L 

Die regionalpolitischen Maßnahmen der Gemein- 
schaft, die Gegenstand dieser Mitteilung sind, fügen 
sich in den Rahmen des Vorschlags der Kommission 
vom 17. Oktober 1969 für eine Entscheidung des 
Rates über die Mittel eines Vorgehens der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet regionaler Entwicklung x ) ein. 
Sie sind mit der ersten Stufe der Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion und mit der in der 
Entschließung des Rates vom 25. März 1971 vorge- 
sehenen Reform der Agrarstruktur verknüpft. 

Die Entschließung des Rates und der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 22. März 1971 
über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion 2 ) sieht vor, daß die 
Gemeinschaft in der Endphase „die strukturellen 
und regionalen Maßnahmen ergreift, die erforderlich 
sind, um auch im Rahmen einer Gemeinschaftspoli- 
tik, für die geeignete Mittel zur Verfügung stehen, 
zu einer ausgewogenen Entwicklung der Gemein- 
schaft beizutragen und insbesondere die wichtigsten 
Probleme zu lösen". 

Um die Endphase zu erreichen, sieht die Entschlies- 
sung für die erste Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion folgendes vor: „Um durch Maßnahmen 
im regionalen und strukturellen Bereich die Span- 
nungen zu verringern, die die endgültige Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion in 
Frage stellen könnten, wird der Rat auf Vorschlag 
der Kommission über die erforderlichen Maßnahmen 
für einen ersten Schritt zu einer Lösung der vor- 
rangigen Fragen befinden und hierbei die im Drit- 
ten Programm für die mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tik enthaltenen Angaben berücksichtigen; dabei 
stattet er insbesondere die Gemeinschaft im Rahmen 
der geltenden Verträge mit den geeigneten Mitteln 
aus". 

Das Dritte Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik, am 9. Februar 1971 vom Rat verab- 
schiedet 3 ), stellt fest, daß „eine ausgewogene Ent- 
wicklung der Gemeinschaft neben der Verantwor- 
tung der Mitgliedstaaten eine Verantwortung der 
Gemeinschaft für eine Reihe regionaler Probleme 
von gemeinsamem Interesse erfordert. Hierbei sind 
vorrangig zu behandeln: 

— die Probleme im Zusammenhang mit dem erheb- 
lichen Rückstand bestimmter großer, wenig ent- 
wickelter Randgebiete; 

— die Schwierigkeiten, die sich unmittelbar aus der 
Integration der Gemeinschaft ergeben können 
(z. B. in Grenzgebieten); 


— die regionalen Auswirkungen der wichtigsten 
gemeinsamen Politiken, insbesondere der ge- 
meinsamen Agrarpolitik, die mit einer Regional- 
politik abgestimmt werden müssen, welche ihrer- 
seits darauf abzielt, wirtschaftlich gesunde Akti- 
vitäten in den von der Entwicklung der Land- 

i Wirtschaft betroffenen Regionen zu fördern; 

: — die Probleme, die sich aus Veränderungen er- 
geben, welche sich insbesondere als Folge der 
rückläufigen Entwicklung eines dominierenden 
Wirtschaftszweigs in bestimmten Gebieten spür- 
bar auf das wirtschaftliche Potential dieser Ge- 
biete auswirken". 

In der Entschließung des Rates vom 25. März 1971 
über die Neuausrichtung der gemeinsamen Agrar- 
politik heißt es schließlich im Kapitel über die kon- 
zertierte Entwicklung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik und der Politik der Gemeinschaft in anderen 
Bereichen: „Es ist erforderlich, daß schnelle Fort- 
i schritte in der Entwicklung anderer Politiken der 
; Gemeinschaft erzielt werden, und zwar insbeson- 
dere in der Wirtschafts- und Währungsunion, der 
Regionalpolitik und der Sozialpolitik. Diese Fort- 
! schritte würden in substantieller Weise zur Verwirk- 
lichung der Reform der Landwirtschaft beitragen. 
Insbesondere kommt der Rat überein, daß die Mit- 
gliedstaaten und die Gemeinschaft ein System zur 
Förderung der Regionalentwicklung einführen, das 
die Schaffung von Arbeitsplätzen vor allem in Ge- 
bieten mit stark überschüssiger landwirtschaftlicher 
Erwerbsbevölkerung begünstigt". 

Mit dieser Mitteilung an den Rat will die Kommis- 
sion dazu beitragen, diese Ziele zu erreichen. 

Es ist unerläßlich, daß der Rat den Vorschlag der 
Kommission für eine Entscheidung über die Mittel 
eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
regionaler Entwicklung alsbald verabschiedet. 

Mit dieser Mitteilung unterbreitet die Kommission 
dem Rat Vorschläge für regionalpolitische Maßnah- 
men in den Agrargebieten, die mit Vorrang zu för- 
dern sind: 

— Verordnung über die Finanzierung von Vorha- 
ben durch den Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 152 
vom 28. November 1969 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 49 
vom 1. März 1971 
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Ausrichtung, im Rahmen von Maßnahmen zur 
Entwicklung von Agrargebieten, die mit Vor- 
rang zu fördern sind (Anlage I), 

— Verordnung über den Europäischen Zinsvergü- 
tungsfonds für regionale Entwicklung (Anlage II). 

II. 

Die Gebiete der Gemeinschaft, deren wirtschaftliche 
Entwicklung durch den Wandel in der Landwirt- 
schaft tiefgreifend beeinflußt wird und in denen die 
landwirtschaftliche Erwerbsbevölkerung angesichts 
der Modernisierung der Agrarstruktur einen be- 
trächtlichen Überhang aufweist, sind gleichzeitig die 
Gebiete mit dem geringsten Wachstum und den 
niedrigsten Einkommen. Daher sind dort gemein- 
same Maßnahmen der Mitgliedstaaten und der Ge- 
meinschaft zur regionalen Entwicklung besonders 
dringend erforderlich. Auf diese Weise sind einer- 
seits die Ziele der ersten Phase der Wirtschafts- und 
Währungsunion und der gemeinsamen Agrarpolitik 
zu erreichen und ist andererseits eine ausgewogene 
wirtschaftliche Weiterentwicklung der Gemeinschaft 
in ihrer Gesamtheit zu fördern. 

Diese Regionen gehören zu den Arten von Gebie- 
ten, denen der Vorschlag für eine Entscheidung des 
Rates über die Mittel eines Vorgehens der Ge- 
meinschaft auf dem Gebiet regionaler Entwicklung 
und das Dritte Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik für Maßnahmen auf der Ebene der 
Gemeinschaft Vorrang einräumen. 

Der Wandel in der Landwirtschaft kann in der Ge- 
meinschaft von 1972 bis 1976 annähernd 2 Millionen 
von derzeit insgesamt rund 10 Millionen Arbeits- 
kräften freisetzen. 

i 

Von diesen 2 Millionen landwirtschaftlichen Er- 
werbspersonen ist ein großer Teil älter als 55 Jahre. 
Soweit es sich um vollzeitig beschäftigte Betriebs- 
leiter oder - unter gewissen Bedingungen - um 
Arbeitnehmer dieser Betriebsleiter handelt, können 
diese Personen in den Genuß einer Entschädigung 
von mindestens 600 Rechnungseinheiten jährlich ge- 
langen. Das setzt voraus, daß sie ihre Erwerbstätig- 
keit aufgeben und daß sie den bewirtschafteten Bo- 
den Betrieben, die modernisiert werden, oder nicht- 
landwirtschaftlichen Zwecken überlassen. Damit aber 
die Reform der Agrarstruktur verwirklicht werden 
kann, müssen auch jüngere Menschen die Landwirt- 
schaft verlassen können. Dabei wird es sich zum Teil 
um selbständige Landwirte handeln, die sicher in den 
Genuß der Strukturhilfeprämie zu kommen wünschen. 
Sie werden aber die Landwirtschaft nur unter der 
Bedingung verlassen, daß sie - vorzugsweise in 
ihrer Region - einen neuen Arbeitsplatz finden, der 
ihnen ein Einkommen verschafft, das höher ist als 
das in der Landwirtschaft. 

Die Zahl der Arbeitsplätze, die für diese landwirt- 
schaftlichen Erwerbspersonen in der Industrie und 
im tertiären Bereich neu zu schaffen sind, läßt sich 
für die gesamte Gemeinschaft für die Jahre 1972 bis 
1976 mit rund 600 000 veranschlagen. 


Davon müßten rund 300 000 Arbeitsplätze für Per- 
sonen geschaffen werden, die in überwiegend land- 
wirtschaftlichen Gebieten leben - Gebiete, in denen 
Industrie und Dienstleistungsgewerbe noch wenig 
entwickelt sind und die wenig neue Arbeitsplätze 
bieten. 

Ohne Interventionen droht die starke Verringerung 
der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung in die- 
sen Gebieten, deren Wirtschaftsstruktur die gering- 
sten Wiederbeschäftigungsmöglichkeiten bietet, zu 
einer massiven Abwanderung in andere Gebiete zu 
führen, in denen bereits übermäßige Ballungser- 
scheinungen zu beobachten sind. Diese Gefahr ist 
um so ernster, als die Gebiete, in denen sich die 
Landwirtschaft besonders stark verändern wird, in 
der Regel auch durch eine unterdurchschnittliche Be- 
schäftigungsrate der Bevölkerung und dadurch ge- 
kennzeichnet sind, daß viele der dort ansässigen 
Industrie- und Dienstleistungsunternehmen unmittel- 
bar mit der Landwirtschaft Zusammenhängen. Daraus 
folgt, daß in diesen Gebieten eine hohe potentielle 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen besteht. Diese über- 
steigt bei weitem die aus der Umschulung der Land- 
wirte resultierende Nachfrage und ist nicht davon 
zu lösen. 

Ein solcher Prozeß kann dazu führen, daß gewisse 
Gebiete einen wesentlichen Teil ihrer lebendigen 
Kräfte verlieren und in ihrer wirtschaftlichen Ent- 
wicklung ernsthaft gefährdet werden. Das ist weder 
sozialpolitisch, noch wirtschaftspolitisch, noch im 
Hinblick auf das politische Gleichgewicht der Ge- 
meinschaft zu vertreten. Für möglichst viele Men- 
schen, die aus der Landwirtschaft ausscheiden, müs- 
sen daher in dem betroffenen Gebiet im Rahmen 
einer Politik der regionalen Entwicklung Arbeits- 
plätze geschaffen werden. 

Die Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesen Gebie- 
ten ist daher, sowohl im Hinblick auf die erste Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion als auch im 
Hinblick auf die Neuausrichtung der gemeinsamen 
Agrarpolitik auf strukturpolitischem Gebiet mit Vor- 
rang in Angriff zu nehmen. 

III. 

1. In den Agrargebieten, die mit Vorrang zu för- 
dern sind, gilt es schrittweise 

— von einer vorwiegend agrarischen Wirt- 
schaftsstruktur zu einer stärker diversifizier- 
ten modernen Wirtschaft überzugehen, 

— durch den Übergang landwirtschaftlicher Ar- 
beitskräfte in neue Industrien und in den 
tertiären Bereich eine bessere Nutzung der 
Produktionsfaktoren und besonders des Fak- 
tors Arbeit anzustreben, 

— die Möglichkeit zu schaffen, der Erwerbsbe- 
völkerung in einer wirtschaftlich gesunden 
und auf die regionalen Verhältnisse zuge- 
schnittenen Tätigkeit eine lohnende Beschäf- 
tigung zu bieten und ihr gleichzeitig zu er- 
lauben, in ihrer Region zu verbleiben, 
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— die erforderliche Steigerung des pro-Kopf- 
Einkommens herbeizuführen, um den Lebens- 
standard und die Lebensbedingungen der Be- 
völkerung dieser Gebiete an das Niveau in 
den besser entwickelten Gebieten anzunä- 
hern. 

Daher hält es die Kommission für unerläßlich, 
Maßnahmen zur regionalen Entwicklung zu tref- 
fen, die sich auf 

— die Anlage und die Verbesserung der Infra- 
strukturen, 

— Investitionen für Industrie, Handwerk und 
Dienstleistungen, 

— die Förderung der Erwerbsbevölkerung sowie 
die berufliche Anpassung und Umschulung 
der Arbeitskräfte 

erstrecken. 

Diese Maßnahmen sind gemeinsam von den Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaft zu ergreifen. 
Die Interventionen der Gemeinschaft sind mit 
den Maßnahmen der Mitgliedstaaten abzustim- 
men, damit sie auf die jeweiligen Ziele ausge- 
richtet und so wirksam wie möglich sind. 

2. Die Maßnahmen im Sinne dieser Mitteilung sind 
in den Agrargebieten zu treffen, die mit Vor- 
rang zu fördern sind. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat anliegend 
einen Vorschlag für eine Verordnung über die 
Finanzierung von Vorhaben durch den Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, im 
Rahmen von Maßnahmen zur Entwicklung von 
Agrargebieten, die mit Vorrang zu fördern sind. 

Artikel 2 der Verordnung enthält die allgemei- 
nen Merkmale, welche die Kommission vor- 
schlägt, um die Agrargebiete festzulegen, die mit 
Vorrang zu fördern sind. 

3. Die Maßnahmen zur Entwicklung der Agrarge- 
biete, die mit Vorrang zu fördern sind, erfordern 
den koordinierten Einsatz der Mittel der Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaft. Dies gilt 
sowohl für die Maßnahmen zur Anlage und Ver- 
besserung der Infrastrukturen als auch für die 
Maßnahmen zur Vornahme und Erweiterung von 
Produktivinvestitionen sowie für die Maßnah- 
men zur beruflichen Anpassung und Umschulung 
landwirtschaf tl icher Arbeitskräfte. 

A. Maßnahmen zur Vornahme und Erweiterung 
von Produktivinvestitionen in den Agrar- 
gebieten, die mit Vorrang zu fördern sind 

Um Anreize für die Ansiedlung wirtschaftlich ge- 
sunder Unternehmen der Industrie, des Hand- 
werks und der Dienstleistungsgewerbe zu schaf- 
fen, 

a) wird die Kommission 

i) nach der in Anlage I vorgeschlagenen 
Verordnung wirtschaftlich gesunden Un- 


ternehmen der Industrie, des Handwerks 
und der Dienstleistungsgewerbe eine 
Sonderprämie von 1500 Rechnungsein- 
heiten für jeden neugeschaffenen und von 
einem ausscheidenden Landwirt oder des- 
sen direkten Nachkommen eingenommen 
Arbeitsplatz leisten, wenn sich das Vor- 
haben in den Rahmen von Maßnahmen 
zur Entwicklung einordnet; die erforder- 
lichen Ausgaben wird die Kommission 
aus den Mitteln der Abteilung Ausrich- 
tung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft be- 
streiten; 

ii) den Unternehmen nach der in Anlage II 
vorgeschlagenen Verordnung eine Zins- 
vergütung für Darlehen aus Finanzierung 
von Produktivinvestitionen gewähren, 
wenn sich das Vorhaben in den Rahmen 
von Maßnahmen zur Entwicklung ein- 
fügt; 

iii) bei der Anwendung der Artikel 92 bis 
94 des EWG-Vertrags darauf achten, daß 
die mit den Maßnahmen zur regionalen 
Entwicklung verfolgten Ziele so vollstän- 
dig wie möglich erreicht werden. 

Die Maßnahmen, welche die Kommission 
zur Zeit mit Hilfe der Mitgliedstaaten 
prüft und welche den Zweck verfolgen, 
die allgemeinen Beihilferegelungen mit 
regionaler Zweckbestimmung zu koordi- 
nieren, werden wirksam zur Verstärkung 
der Beihilfemaßnahmen der Mitglied- 
staaten für die am Rande der Gemein- 
schaft gelegenen und vorrangig zu för- 
dernden Agrargebiete beitragen. Sie 
werden die Beihilfenüberbietung zwi- 
schen Mitgliedstaaten unterbinden und 
die Intensität der Beihilfen in den Zen- 
tralgebieten begrenzen. 

Bei der Beurteilung der allgemeinen Bei- 
hilferegelungen mit regionaler Zweckbe- 
stimmung für die Randgebiete und bei 
der Suche nach geeigneten Lösungen zur 
Koordinierung dieser Regelungen wird 
die Kommission besonders auf die Not- 
wendigkeiten achten, die sich aus der 
Dringlichkeit der Maßnahmen zur Ent- 
wicklung ergeben. 

Für die Agrargebiete, die mit Vorrang 
zu fördern sind und in den Zentralregio- 
nen liegen, werden - soweit notwendig - 
gemeinschaftliche Beihilfen zu einer Ab- 
weichung von dem für diese Regionen 
vorgesehenen Höchstbetrag führen. Diese 
Beihilfen werden zu den nationalen Bei- 
hilfen hinzutreten, soweit es sich um Vor- 
haben im Rahmen von Maßnahmen zur 
Entwicklung handelt. 
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Diese positive Einstellung der Kommis- 
sion wird auch für neue Maßnahmen be- 
stehen, welche die Mitgliedstaaten ein- 
zuführen veranlaßt sein könnten, wenn 
es sich ergeben sollte, daß die derzeitigen 
Beihilferegelungen keine ausreichenden 
Anreize für die betroffenen Agrarge- 
biete enthalten. In den Zentralgebieten 
kann der Höchstbetrag der Beihilfen an- 
gepaßt werden, soweit es sich um genau 
begrenzte Räume handelt und der Grund- 
satz der regionalen Spezifität nicht aus- 
reichen sollte. 

Im übrigen wird die Kommission gege- 
benenfalls im Rahmen der ständigen Prü- 
fung der Beihilferegelungen nach Arti- 
kel 93 Absatz 1 des EWG-Vertrags Vor- 
schläge vorlegen, die ihr notwendig er- 
scheinen, um den finanziellen Anreizen 
in den betroffenen Agrargebieten effekti- 
ven Vorrang zu verschaffen. 

Weiter beabsichtigt die Kommission, ge- 
meinsam mit den Mitgliedstaaten regel- 
mäßig ein Verzeichnis für die privaten 
Investoren zu veröffentlichen. Daraus 
werden die wesentlichen allgemeinen Bei- 
hilferegelungen der Mitgliedstaaten mit 
regionaler Zweckbestimmung, die indu- 
strielle Investitionen betreffen, zu er- 
sehen sein. - 

iv) an ihrem Vorschlag für den Ausbau eines 
Informationsnetzes für die privaten und 
öffentlichen Investoren festhalten, die für 
eine Beteiligung an den Vorhaben in 
Betracht kommen - dies gegebenenfalls 
in Zusammenarbeit mit entsprechenden 
Einrichtungen in den Mitgliedstaaten 
(vgl. Artikel 10 des Vorschlags für eine 
Entscheidung über die Mittel eines Vor- 
gehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
regionaler Entwicklung). 

b) müssen die Mitgliedstaaten 

i) neben einer Steigerung ihrer Infrastruk- 
turinvestitionen zu den Maßnahmen zur 
Entwicklung einen Finanzbeitrag aufbrin- 
gen, der die jeweilige Gegenleistung für 
die Sonderprämie des Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft darstellt; 

ii) für die strenge Beachtung der allgemei- 
nen Beihilferegelungen mit regionaler 
Zweckbestimmung sorgen, sobald deren 
Koordinierung im Rahmen der zur Zeit 
laufenden Arbeiten erreicht ist; 

iii) die erforderlichen Vorkehrungen treffen, 
damit die für die Beihilfen nach i) und 
ii) erforderlichen Finanzmittel bereitge- 
stellt werden, wobei die verfügbaren 
Mittel mit Vorrang den hier vorgesehe- 
nen Maßnahmen vorzubehalten sind. 


B. Maßnahmen zur Anlage und Verbesserung der 
Infrastrukturen in den Agrai gebieten, die mit 

Vorrang zu fördern sind 

a) Um zu einer wirksamen und dauerhaften Um- 
stellung der Wirtschaft in den betroffenen 
Agrargebieten zu gelangen, müssen die Mit- 
gliedstaatcn ihre Bemühungen für Infrastruk- 
turinvestitionen dort steigern. 

b) Die Europäische Investitionsbank verfügt 
nach ihren Aufgaben über die am besten ge- 
eigneten Finanzierungsinstrumente, um zur 
Verbesserung der Standortbedingungen bei- 
zutragen. 

c) Die Kommission wird während der ersten 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
den Europäischen Zinsvergütungsfonds für 
regionale Entwicklung in den betroffenen 
Agrargebieten insbesondere einsetzen, indem 
sie Darlehen zur Finanzierung von Infrastruk- 
turinvestitionen im Rahmen von Maßnahmen 
zur Entwicklung fördert. Die Zinsvergütun- 
gen sollen sowohl Darlehen der Europäischen 
Investitionsbank als auch Darlehen anderer 
Finanzierungsinstitute zugute kommen (An- 
lage II). 

C. Maßnahmen zur Anpassung und Umstellung 
der Arbeitskräfte in den Agrargebieten, die mit 

Vorrang zu fördern sind 

Um eine optimale Beschäftigung der Menschen 
und insbesondere die Wiedereingliederung der 
Arbeitskräfte zu erreichen, welche aus der Land- 
wirtschaft in andere Wirtschaftsbereiche über- 
wechseln, muß die Gemeinschaft die Probleme 
dieser Gebiete in den Tätigkeitsbereich des Euro- 
päischen Sozialfonds einbeziehen. Im Rahmen 
ihrer jeweiligen Zuständigkeiten müssen Rat 
und Kommission die notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, damit ein Teil des Sozialfonds in die- 
sen Gebieten eingesetzt werden kann. 

Zu diesem Zweck wird die Kommission 

— dem Rat nach Artikel 4 der Entscheidung 
71/66/EWG vom 1. Februar 1971 x ) über die 
Reform des Europäischen Sozialfonds Vor- 
schlägen, die mit Vorrang zu fördernden 
Agrargebiete in den Tätigkeitsbereich des 
Fonds aufzunehmen; 

— bei der Genehmigung von Anträgen nach Ar- 
tikel 5 der Entscheidung 71 /66/EWG vom 
1. Februar 1971 die im Sinne der vorliegen- 
den Mitteilung vorgeschlagenen Maßnahmen 
als Programme anerkennen, welche für Maß- 
nahmen zur Verwendung des Sozialfonds in 
den mit Vorrang zu fördernden Agrargebie- 
ten den Rahmen abzugeben haben. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
vom 4. Februar 1971 
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IV. 

Zweck der Vorschläge der Kommission ist es, die er- 
forderlichen Mittel für einen ersten Schritt zur Lö- 
sung der Probleme bereitzustellen, die sich aus dem 
wirtschaftlichen Wandel in den Agrargebieten er- 
geben, die mit Vorrang zu fördern sind. 

Diese Maßnahmen betreffen Interventionen der Mit- 
gliedstaaten und der Gemeinschaft (Europäischer 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Europäischer Zinsvergütungsfonds für regio- 
nale Entwicklung, Europäischer Sozialfonds, Euro- 
päische Investitionsbank) zur Anlage und Verbesse- 
rung der Infrastrukturen und zur Verwirklichung 
von Produktivinvestitionen. 

Die Kommission hält es im übrigen für zweckmäßig, 
daß die Europäische Investitionsbank ihre Interven- 


tionen insbesondere nach Artikel 130 a) des EWG- 
j Vertrages in den betroffenen Agrarregionen im 
Rahmen der im Dritten Programm für die mittel- 
I fristige Wirtschaftspolitik festgelegten Prioritäten 
j verstärken kann. Dies kann das Problem des Zu- 
| gangs zu den Kapitalmärkten in den Mitglied- 
{ Staaten aufwerfen. Dieses Problem ist durch die Ge- 
, meinschaft zu untersuchen. 


Sollten diese Vorschläge in Verbindung mit dem 
Vorschlag für eine Entscheidung über die Mittel 
eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
regionaler Entwicklung und mit Rücksicht für die 
Orientierungsdaten des Dritten Programms für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik als Ansatz für eine 
Lösung der dringenden Regionalprobleme nicht aus- 
reichen, wird die Kommission dem Rat weitere ge- 
eignete Vorschläge unterbreiten. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. des Rates 
über die Finanzierung von Vorhaben durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, im Rahmen der Maßnahmen zur Ent- 
wicklung von Agrar ge bieten, die mit Vorrang zu fördern sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission *), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ;, ) f 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach der Entschließung des Rates und der Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 4 ) soll der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission über die erforderlichen Maßnahmen für 
einen ersten Schritt zur Lösung der vorrangigen 
Probleme befinden und hierbei die im Dritten Pro- 
gramm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik ent- 
haltenen Orientierungsdaten berücksichtigen; da- 
bei soll er insbesondere die Gemeinschaft im Rah- 
men der geltenden Verträge mit den geeigneten 
Mitteln ausstatten. 

Nach dem vom Rat am 9. Februar 1971 verab- 
schiedeten Dritten Programm für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik (71/107/EWG) 5 ) erfordert eine 
ausgewogene Entwicklung der Gemeinschaft neben 
der Verantwortung der Mitgliedstaaten eine Ver- 
antwortung der Gemeinschaft für eine Reihe regio- 
naler Probleme von gemeinsamem Interesse; hierbei 
sind die regionalen Auswirkungen der wichtigsten 
gemeinsamen Politiken, insbesondere der gemein- 
samen Agrarpolitik, die mit der Regionalpolitik ab- 
gestimmt werden müssen, mit Vorrang zu behan- 
deln; die Regionalpolitik muß darauf abgestellt sein, 
wirtschaftlich gesunde Tätigkeiten in den von der 
Entwicklung der Landwirtschaft betroffenen Gebie- 
ten zu fördern. 

In seiner Entschließung vom 25. März 1971 sieht 
der Rat vor, gemeinsame Strukturmaßnahmen zu 
treffen, die unter anderem Maßnahmen zugunsten 
der Personen umfassen, die aus der Landwirtschaft 
ausscheiden wollen. Dabei sollen die Mitgliedstaa- 
ten und die Gemeinschaft ein System von Anrei- 
zen für die regionale Entwicklung einführen, indem 
sie insbesondere in Gebieten mit einem Überhang 
an landwirtschaftlichen Arbeitskräften die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen fördern. 


Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, soll 
unter anderem die Umstellung der Landwirtschaft 
erleichtern. 

Die Veränderungen in der Landwirtschaft sollen 
besonders durch die Finanzierung von Vorhaben 
gefördert werden, die sich in den Rahmen von Maß- 
nahmen zur Entwicklung einfügen. 

Die Maßnahmen zur Entwicklung müssen vor- 
sehen, eine ausreichende Anzahl von nichtlandwirt- 
schaftlichen Arbeitsplätzen für die Personen zu 
schaffen, die ihre landwirtschaftliche Tätigkeit auf- 
geben oder die deren unmitelbare Nachkommen 
sind. 

Um wirksam zu sein, müssen die vorhandenen 
Mittel auf eine beschränkte Anzahl von Agrarge- 
bieten, die mit Vorrang zu fördern sind, konzen- 
triert werden. 

In einer ersten Phase muß das Vorgehen zur 
regionalen Entwicklung sich auf Gebiete beziehen, 
die angesichts ihrer vorwiegend agrarischen Wirt- 
schaftsstruktur den stärksten Rückstand in der Ent- 
wicklung und einen Überhang an landwirtschaft- 
licher Erwerbsbevölkerung aufweisen. 

Eine Beteiligung des Fonds in Höhe von 1500 
Rechnungseinheiten für jeden Arbeitsplatz, der ge- 
eignet ist, Landwirte aufzunehmen, ist angemessen. 

Die Beteiligung des Fonds in Höhe von 250 Millio- 
nen Rechnungseinheiten für eine Dauer von fünf 
Jahren gestattet es, eine Lösung für die wichtigsten 
Probleme einzuleiten, die sich aus den wirtschaft- 
lichen Veränderungen der betroffenen Agrargebiete 
ergeben, und bedeutet gleichzeitig eine angemessene 
Beteiligung im Verhältnis zu den anderen Aufgaben 
des Fonds. 

Die vorgesehenen Maßnahmen sind von gemein- 
schaftlichem Interesse. Sie sollen die Ziele des Ar- 
tikels 39 Absatz 1 a) des Vertrages einschließlich 


1) Ainstblatt der Europäischen Gemeinschaften 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 49 
vom 1. März 1971 
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der für das Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes notwendigen Strukturveränderungen verwirk- 
lichen. Die Maßnahmen erleichtern den Übergang 
von Personen, die in der Landwirtschaft beschäftigt 
sind, in andere Wirtschaftszweige. Sie gleichen die 
Folgen der Rationalisierung in der Landwirtschaft 
positiv aus und tragen zur rationellen Entwicklung 
der landwirtschaftlichen Erzeugung bei. Sie sind da- 
her eine gemeinschaftliche Maßnahme im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik 2 * * 5 ) - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Um die Veränderungen in der Landwirtschaft 
zu erleichtern, beteiligt sich der Europäische Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung (Fonds), an Vorhaben im 
Rahmen von Maßnahmen zur Entwicklung der 
Agrargebiete, die init Vorrang zu fördern sind. Die 
Vorhaben müssen dazu führen, ständige, nichtland- 
wirtschaftliche Arbeitsplätze zu schaffen, die ge- 
eignet sind, durch aus der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit ausgeschiedene Personen und deren 
unmittelbare Nachkommen besetzt zu werden. 

2. Vorhaben sind öffentliche, gemischtwirtschaft- 
liche oder private Investitionen, die dazu führen, 
mindestens zwanzig nichtlandwirtschaftliche Arbeits- 
plätze zu schaffen, welche für aus der Landwirt- 
schaft ausscheidende Personen und deren unmittel- 
bare Nachkommen bestimmt sind. 

3. Landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit ist jede 
Tätigkeit, die in Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung 
die Erzeugung von landwirtschaftlichen Produkten 
zum Gegenstand hat, sei es durch selbständige 
Landwirte, sei es durch Arbeitnehmer, sei es durch 
mithelfende Familienangehörige. 

Artikel 2 

1. Agrargebiete, die mit Vorrang zu fördern sind, 
sind die Gebiete, die folgende Merkmale auf sich 
vereinigen: 

— der Vomhundertsatz der in der Landwirtschaft 
beschäftigten Erwerbsbevölkerung ist höher als 
der gemeinschaftliche Durchschnitt, 

— das Bruttoinlandsprodukt je Einwohner zu Fak- 
torkosten ist niedriger als der gemeinschaftliche 
Durchschnitt, 

— der Vomhundertsatz der in der Industrie be- 
schäftigten Erwerbsbevölkerung ist niedriger als 
der gemeinschaftliche Durchschnitt. 

2. Agrargebiete, die mit Vorrang zu fördern sind, 

können im Sinne dieser Verordnung auch Gebiets- 

teile sein, die die Merkmale des Absatzes 1 auf 

sich vereinigen und einen erheblichen Überhang 
an landwirtschaftlicher Erwerbsbevölkerung auf- 


weisen, auch wenn das Gebiet die Merkmale nicht 
auf sich vereinigt. Der Gesamtbetrag der Prämien 
für Vorhaben in diesen Gebietsteilen darf zehn vom 
Hundert des voraussichtlichen Gesamtbetrages für 
die gemeinsamen Maßnahmen nach dieser Verord- 
nung nicht übersteigen. Dieser Betrag kann jedoch 
bis zu höchstens zwanzig vom Hundert aufgestockt 
werden, wenn die Kommission feststellt, daß die 
Entscheidungen über die Vorhaben für Gebiete im 
Sinne des Absatzes 1, die mit Vorrang zu fördern 
sind, dazu eine Möglichkeit lassen. Zu diesem Zweck 
prüft die Kommission jährlich die nach Artikel 6 
Absatz 2 übertragbaren Haushaltsansätze. 

3. Die Kommission stellt das Verzeichnis der Ge- 
biete nach Anhörung des Ständigen Ausschusses für 
regionale Entwicklung und des Ständigen Agrar- 
strukturausschusses auf. 

Artikel 3 

1. Um durch den Fonds gefördert zu werden, muß 
ein Vorhaben folgende Merkmale auf sich vereini- 
gen: 

a) es muß sich in den Rahmen von Maßnahmen zur 
Entwicklung nach Artikel 4 einfügen; 

b) es muß in ausreichender Weise eine dauerhafte 
wirtschaftliche Wirkung gewährleisten; 

c) es muß für die Arbeitnehmer ein Einkommen 
und Beschäftigungsbedingungen sicherstellen, die 
denen vergleichbar sind, welche für die nicht- 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten gleicher Art im 
selben Gebiet bestehen. 

2. Die Vorhaben, welche die Vermarktung und 
Verarbeitung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
zum Gegenstand haben, genießen für die Beteili- 
gung des Fonds Vorrang gegenüber anderen Vor- 
haben. 

Artikel 4 

1. Der betroffene Mitgliedstaat legt der Kommis- 
sion Maßnahmen zur Entwicklung vor, die eine Ge- 
samtheit von wirtschaftlich gesunden Investitions- 
vorhaben für Infrastrukturen sowie Tätigkeiten in 
Industrie, Handwerk und Dienstleistungsgewerbe 
betreffen; die Maßnahmen müssen wesentliche 
Grundlagen zur wirtschaftlichen Entwicklung des 
Gebietes bilden und geeignet sein, zur Schaffung 
einer bedeutenden Anzahl von Arbeitsplätzen für 
aus der Landwirtschaft ausgeschiedene Personen und 
deren unmittelbare Nachkommen zu führen. 

2. Der betroffene Mitgliedstaat muß für jede Maß- 
nahme insbesondere darlegen: 

— die Ziele für die vorgesehenen Tätigkeiten und 
Arbeitsplätze, für die Infrastrukturen sowie für 
die Investitionen in Industrie, Handwerk und 
Dienstleistungsgewerbe und für die Berufsaus- 
bildung, 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970 
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— die Art der vorgesehenen Vorhaben und die 
Einzelheiten ihres Beitrages zur Gesamtheit der 
Maßnahmen, 

— die staatlichen, regionalen und gemeinschaft- 
lichen Mittel, die einzusetzen sind, 

— die von den zuständigen Behörden mit der Aus- 
führung der Gesamtheit der Maßnahmen an Ort 
und Stelle beauftragten Organisationen oder 
Personen. 

Artikel 5 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 dar. 

Artikel 6 

1. Die voraussichtliche Dauer der gemeinsamen 
Maßnahmen nach dieser Verordnung beträgt fünf 
Jahre. 

2. Die voraussichtlichen Gesamtkosten der gemein- 
samen Maßnahme zu Lasten des Fonds betragen 
zweihundertfünfzig Millionen Rechnungseinheiten, 
und zwar grundsätzlich fünfundzwanzig Millionen 
Rechnungseinheiten im Halbjahr. Die in einem Halb- 
jahr nicht festgelegten Beträge können bis zum 
Betrag von fünfundzwanzig Millionen Rechnungs- 
einheiten einmal auf das folgende Halbjahr über- 
tragen werden. 

Artikel 7 

1. Der Fonds kann seinen Beitrag zu den Vorha- 
ben nach Artikel 3 in Form von Kapitalsubventionen 
gewähren, die auf einmal zu zahlen sind und ein- 
tausendfünfhundert Rechnungseinheiten für jeden 
neugeschaffenen Arbeitsplatz betragen, der geeig- 
net ist, durch eine aus der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit ausgeschiedene Person oder deren 
unmittelbaren Nachkommen besetzt zu werden. 

2. Die Beteiligung des Fonds darf die Wettbe- 
werbsbedingungen nicht in einer Weise verändern, 
die mit den Grundsätzen der Vorschriften des Ver- 
trages auf diesem Gebiet unvereinbar ist. 

3. Die Kommission sorgt dafür, daß die Tätig- 
keiten des Fonds mit den Tätigkeiten der Euro- 
päischen Investitionsbank, des Europäischen Sozial- 
fonds und des Europäischen Zinsvergütungsfonds für 
regionale Entwicklung abgestimmt sind. 

Artikel 8 

1. Um in den Genuß der Beteiligung des Fonds 
zu gelangen, muß das Vorhaben eine befürwortende 
Stellungnahme des Mitgliedstaates erfahren haben, 
auf dessen Hoheitsgebiet es ausgeführt werden soll. 

2. Der Mitgliedstaat, auf dessen Hoheitsgebiet das 
Vorhaben ausgeführt werden soll, beteiligt sich an 
seiner Finanzierung. 


Artikel 9 

Die Zuschüsse aus dem Fonds werden denjenigen 
natürlichen oder juristischen Personen oder Per- 
sonengruppen gewährt, die letzten Endes die Ko- 
sten für die Verwirklichung des Vorhabens ganz 
oder teilweise Lagen. 

Artikel 10 

1. Die Anträge auf Beteiligung des Fonds sind 
zweimal jährlich, und zwar vor dem 1. Juli und 
dem 1. Januar einzureichen. Die Kommission muß 
während des Halbjahres entscheiden, das dem Ter- 
min für die Antragstellung folgt. 

2. Die Anträge auf Beteiligung des Fonds müssen 
über den betroffenen Mitgliedstaat gestellt werden. 

3. Den Anträgen ist eine schriftliche Erklärung des 
Antragstellers beizufügen, wonach dieser für jeden 
Arbeitsplatz, für den er einen Zuschuß erhält und 
der durch eine aus der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit ausgeschiedene Person oder deren unmit- 
telbaren Nachkommen besetzt sein muß, die Ver- 
pflichtung des Artikels 3 Absatz 1 c einhalten wird. 

4. Die Angaben, die in den Anträgen enthalten 
sein müssen, sowie die Form ihrer Vorlage werden 
nach den Verfahren des Artikels 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 festgelegt. 

Artikel 11 

1. Für jedes nach Artikel 10 vorgelegte Vorhaben 
hört die Kommission den Ständigen Ausschuß für 
regionale Entwicklung zu den regionalwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten an. 

2. Die Kommission entscheidet über die Beteili- 
gung des Fonds nach dem Verfahren des Artikels 7 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) 729/70. 

3. Die Entscheidung der Kommission wird dem be- 
troffenen Mitgliedstaat und dem Begünstigten be- 
kanntgegeben. 

Artikel 12 

Die bei der Kommission eingegangenen Anträge auf 
Beteiligung des Fonds, welche Vorhaben betreffen, 
die wegen Erschöpfung der Mittel nicht berücksich- 
tigt werden konnten, können durch die betroffenen 
Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit dem Antrag- 
steller auf den folgenden Antragszeitraum über- 
tragen werden. Die Ubertragungsanträge müssen 
der Kommission innerhalb von dreißig Tagen vor- 
gelegt werden; die Frist beginnt an dem Tag, an 
dem dem Mitgliedstaat das Ergebnis des Verfah- 
rens nach Artikel 11 bekannt gegeben worden ist. 
Ein Antrag auf Beteiligung kann jedoch höchstens 
einmal übertragen werden. 

Artikel 13 

Die Beteiligung des Fonds wird über die Stelle ge- 
währt, welche der betroffene Mitgliedstaat zu die- 
sem Zweck bestimmt hat. Zuvor ist nachzuweisen, 


9 



Drucksache VI/ 24 11 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


daß die Arbeitsplätze, für die eine Beteiligung des 
Fonds bewilligt ist, durch Personen nach Artikel 7 
Absatz 1 bestzt sind. 

Artikel 14 

1. Wenn ein Vorhaben, für das über die Beteili- 
gung des Fonds entschieden ist, nicht wie vorge- 
sehen ausgeführt wird, oder wenn einzelne der 
auferlegten Bedingungen nicht erfüllt sind, kann die 
Beteiligung des Fonds nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
ausgesetzt, vermindert oder widerrufen werden. 

2. Die Entscheidung der Kommission wird dem be- 
troffenen Mitgliedstaat und dem Begünstigten be- 
kanntgegeben. 

Artikel 15 

1. Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 8 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 treffen die Mit- 
gliedstaaten nach ihren Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften die notwendigen Maßnahmen, um im 
Falle einer Nichtbeachtung der Verpflichtung nach 
Artikel 10 Absatz 3 die durch die Gemeinschaft 
geleisteten Beträge zurückzuerlangen. Sie unter- 
richten die Kommission über die getroffenen Maß- 
nahmen und teilen ihr insbesondere regelmäßig den 
Stand der damit zusammenhängenden Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren mit. 


2. Die erstattungsfähigen Beträge werden den Mit- 
gliedstaaten treuhänderisch überlassen und der Ge- 
meinschaft innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Tag der Einzahlung überwiesen. 

Artikel 16 

Wird das Verfahren nach Artikel 15 Absatz 1 vor 
Ablauf von fünf Jahren nach Gewährung des Zu- 
schusses des Fonds an den Begünstigten angewandt, 
so sind die erstatteten Beträge mit einem Satz von 
acht vom Hundert zu verzinsen. Der Begünstigte ist 
jedoch nicht zinspflichtig, wenn er beweisen kann, 
daß er seine Verpflichtung aus Gründen nicht ein- 
halten konnte, die von seinem Willen unabhängig 
sind. 

Artikel 17 

Die Kommission bestimmt die Einzelheiten der An- 
wendung dieser Verordnung. Für die Einzelheiten 
der Anwendung der Artikel 13, 15 und 16 gilt das 
Verfahren des Artikels 13 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 

Artikel 18 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. In seiner Entschließung vom 25. März 1971 sieht 
der Rat vor RJaßnahmen zugunsten landwJrt- 
schaftlicher Arbeitskräfte zu treffen, die ihre 
Tätigkeit aufgeben wollen. Auf diese Weise 
sollen Strukturverbesserung und Übertragbar- 
keit des Bodens erleichtert werden. Wenn aller- 
dings in den Gebieten mit einem Überhang an 
landwirtschaftlicher Erwerbsbevölkerung keine 
genügende Anzahl von nichtlandwirtschaftlichen 
Arbeitsplätzen geschaffen wird, wird es nicht 
ausbleiben, daß Landwirte unter 55 Jahren, wel- 
che ihre Tätigkeit auf geben könnten, entweder 
in der Landwirtschaft bleiben oder die Unter- 
beschäftigung im betroffenen Gebiet verschärfen. 

2. Unter diesen Umständen ist es besonders zweck- 
mäßig, einen geeigneten Beitrag des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für die 
Schaffung von nichtlandwirtschaftlichen Arbeits- 
plätzen in Gebieten vorzusehen, die mit. Vor- 
rang zu fördern und in denen zusammenhän- 
gende Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entwick- 
lung anzuregen sind. 

3. Um eine vernünftige Verwendung der vorhan- 
denen Mittel sicherzustellen, ist es ebenfalls not- 
wendig, daß die Entwicklungsvorhaben, zu de- 
nen der Fonds beiträgt, gewissen Voraussetzun- 
gen entsprechen. Diese müssen es ermöglichen, 
über die wirtschaftlichen und finanziellen Sicher- 
heiten sowie über die Arbeitsbedingungen und 
das Einkommen der Personen zu urteilen, die 
ihre landwirtschaftliche Tätigkeit aufgeben. Im 
übrigen müssen die Mitgliedstaaten bei der Vor- 
lage der Vorhaben bei der Kommission Art und 
Höhe ihrer finanziellen Beteiligung genau an- 
geben. Dies ist auch notwendig, um die Kom- 
mission in die Lage zu versetzen, die Einzel- 
heiten des Vorhabens vollständig zu beurteilen. 

4. Die Beteiligung des Fonds ist als Kapitalzuschuß 
vorgesehen. Dieser Zuschuß soll öffentliche, ge- 
mischt-wirtschaftliche und private Vorhaben för- 
dern, die dazu führen, mindestens 20 Arbeits- 
plätze für Personen zu schaffen, die ihre land- 
wirtschaftliche Tätigkeit aufgeben oder deren 
unmittelbare Nachkommen sind. Die Zuschüsse 
müssen auf einmal gezahlt werden. Sie betragen 
1500 Rechnungseinheiten für jeden neuen Ar- 
beitsplatz für eine bisher landwirtschaftliche 
Arbeitskraft. 

Angesichts ihres besonderen Interesses sollen 
die Vorhaben, welche sich auf die Vermarktung 
und Verarbeitung von Agrarprodukten beziehen, 


bei der Beteiligung des Fonds Vorrang gegen- 
über änderen Vorhaben genießen. 

5. Die nach dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen sind gemeinsame Maßnahmen im Sinne 
des Artikels 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. Sie tragen dazu bei, die Ziele des 
Artikels 39 Absatz 1 a des EWG-Vertrages ein- 
schließlich der für das Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes notwendigen Strukturver- 
änderungen zu erreichen. Der Übergang eines 
Teiles der überschüssigen landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte in andere Wirtschaftszweige führt 
zur Rationalisierung der Produktionsbedingun- 
gen in der Landwirtschaft und zu einer Verbesse- 
rung der Agrarstruktur. 

6. Der Fonds soll für die Dauer von fünf Jahren tätig 
werden. Die voraussichtlichen Gesamtkosten die- 
ser gemeinsamen Maßnahme zu Lasten des Fonds 
sollen sich auf 250 Millionen Rechnungseinhei- 
ten belaufen. 

7. Die Tätigkeit des Fonds muß mit den Inter- 
vent: onen der Europäischen Investitionsbank, 
des Europäischen Sozialfonds und des Europäi- 
schen Zinsvergütungsfonds für regionale Ent- 
wicklung abgestimmt sein. 

8. Die Einzelheiten für die Gewährung von Zu- 
schüssen aus dem Fonds sind im wesentlichen 
mit denen zu vergleichen, die zur Zeit für die 
Finanzierung von Vorhaben im Rahmen der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG gelten. Um das Funk- 
tionieren des Fonds zu erleichtern und den zeit- 
lichen Abstand zwischen der Vorlage der An- 
träge und der Entscheidung über diese Anträge 
zu verringern, ist jedoch vorgesehen, daß die 
Anträge zweimal im Jahr bei der Kommission 
einzureichen sind: vor dem 1. Juli und vor dem 
1. Januar. Die Kommission muß dann dem Grunde 
nach während des Halbjahres entscheiden, das 
dem Termin für die Vorlage der Anträge folgt. 
Im übrigen ist eine Klausel vorgesehen, die es 
ermöglichen soll, die gezahlten Beträge wieder 
zurückzuerhalten, sofern der Empfänger eines 
Zuschusses aus dem Fonds seinen Verpflichtun- 
gen nicht nachkommt, Personen zu beschäftigen, 
welche die Landwirtschaft verlassen haben. 

9. Die Einzelheiten für die Anwendung dieser Ver- 
ordnung sind durch die Kommission festzulegen. 
So kann zum Beispiel der Begriff des ständigen 
Arbeitsplatzes näher bestimmt werden. 

i 

10. Die fakultative Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses ist vorgesehen. 
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Anlage II 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. des Rates 
über den Europäischen Zinsvergütungsfonds 
für regionale Entwicklung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom . . . 
über die Mittel eines Vorhabens der Gemeinschaft 
auf dem Gebiet regionaler Entwicklung, insbeson- 
dere auf Artikel 7 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Entscheidung vom . . . hat der Rat den 
Europäischen Zinsvergütungsfonds für regionale 
Entwicklung geschaffen. Die Entscheidung sieht vor, 
daß der Rat auf Vorschlag der Kommission die Re- 
geln über die Arbeitsweise des Fonds und die 
Grundsätze der Gewährung der Zinsvergütungen 
aufstellt. 

Die Entscheidung legt die Gebiete fest, die im 
Rahmen eines gemeinschaftlichen Vorgehens zu för- 
dern sind, und bestimmt, daß die Finanzierung von 
Investitionsvorhaben für die Entwicklung dieser Ge- 
biete durch die Europäische Investitionsbank oder 
andere Finanzierungsinstitute Gegenstand einer ge- 
meinschaftlichen Beihilfe sein kann. 

Um in den Genuß einer Intervention des Fonds 
zu gelangen, müssen sich die Investitionsvorhaben 
in den Rahmen eines Entwicklungsplans oder einer 
anderen Gesamtheit von Maßnahmen zur Entwick- 
lung der betroffenen Gebiete einfügen. 

Die Intervention des Fonds ist ein zusätzlicher 
Beitrag. Sie soll dazu dienen, Investitionsvorhaben 
anzuregen. Daher darf die Vergütung höchstens drei 
Zinspunkte betragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Europäische Zinsvergütungsfonds für regionale 
Entwicklung (Fonds) hat die Aufgabe, zur Entwick- 
lung der Gebiete beizutragen, die mit Vorrang zu 
fördern und nach Artikel 1 der Entscheidung des 
Rates vom . . . über die Mittel eines Vorgehens der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler Entwick- 
lung festgelegt sind. 


Artikel 2 

i Die Beteiligung des Fonds besteht in Zinsvergütun- 
gen für Darlehen der Europäischen Investitionsbank 
| oder anderer Finanzierungsinstitute zugunsten von 
I wirtschaftlich gesunden Investitionsvorhaben, die 
sich auf Infrastrukturen sowie auf Tätigkeiten in 
Industrie, Handwerk und Dienstleistungsgewerbe 
beziehen. 

Artikel 3 

1. Um in den Genuß einer Beteiligung des Fonds 
zu gelangen, müssen sich die Vorhaben in den Rah- 
men eines regionalen Entwicklungsplans oder einer 
anderen Gesamtheit von Investitionsvorhaben ein- 
fügen, die wesentliche Grundlage für die wirtschaft- 
liche Entwicklung des betroffenen Gebiets bilden. 

2. Die regionalen Entwicklungspläne oder die Ge- 
samheit von Vorhaben müssen Gegenstand einer 
Anhörung des Ständigen Ausschusses für regionale 
Entwicklung (Ausschuß) gewesen sein und die Zu- 
stimmung der Kommission erfahren haben. 

Artikel 4 

1. Die Zinsvergütung beträgt höchstens drei 
Punkte. Sie wird für zwölf Jahre gewährt. 

2. Die Zinsvergütung wird in Jahresbeträgen ge- 
währt. 

3. Die Beteiligung des Fonds darf die Wettbe- 
werbsbedingungen nicht in einer Weise verändern, 
die mit den Grundsätzen der Vorschriften des Ver- 
trages auf diesem Gebiet unvereinbar ist. 

4. Die Zinsvergütung wird denjenigen natürlichen 
oder juristischen Personen oder Personengruppen 
gewährt, die letzten Endes die Kosten für die Ver- 
wirklichung des Vorhabens ganz oder teilweise tra- 
gen. 

Artikel 5 

1. Die Anträge auf Beteiligung des Fonds müssen 
über den Mitgliedstaat gestellt werden, auf dessen 
Hoheitsgebiet das Vorhaben ausgeführt werden soll; 
eine befürwortende Stellungnahme des Mitglied- 
staates ist beizufügen. 

2. Die Antragsteller und der Mitgliedstaat, auf 
dessen Hoheitsgebiet das Vorhaben ausgeführt wer- 
den soll, müssen der Kommission mit dem Antrag 
alle notwendigen Angaben für die Beurteilung der 
Übereinstimmung des Vorhabens mit den Voraus- 
setzungen der Artikel 2 und 3 übermitteln. 
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Artikel 6 

1. Die Kommission entscheidet über die Gewäh- 
rung einer Zinsvergütung nach Anhörung des Aus- 
schusses. 

2. Die Entscheidung der Kommission muß während 
des Halbjahres ergehen, das dem Termin für die 
Antragstellung folgt. 

Artikel 7 

Die Kommission sorgt dafür, daß die Vorhaben, die 
in den Genuß einer Beteiligung des Fonds gelangen, 
nach den Voraussetzungen dieser Verordnung ver- 
wirklicht werden. Die Mitgliedstaaten und die In- 
vestoren stellen der Kommission alle zu diesem 
Zweck erforderlichen Auskünfte zur Verfügung. 

Artikel 8 

1. Die notwendigen Mittel für den Fonds werden 
in ein besonderes Kapitel des Haushalts der Ge- 
meinschaften eingesetzt. 

2. Jedes Jahr werden anhand des von der Kom- 
mission aufgestellten Vorentwurfs in den Haushalts- 
plan der Gemeinschaften die für die Tätigkeit des 
Fonds im betreffenden Haushaltsjahr bewilligten 
Mittel eingesetzt. 


3. In der nach Artikel 209 des Vertrages erlasse- 
nen Haushaltsordnung sind die Einzelheiten fest- 
gelegt, nach denen Ausgaben für den Zeitraum be- 
willigt werden können, der der Dauer der Zinsver- 
gütung entspiidiL. 

Artikel 9 

Vor dem 1. Juli eines jeden Jahres legt die Kom- 
mission dem Rat und dem Europäischen Parlament 
einen Bericht über die Tätigkeit des Fonds im ab- 
gelaufenen Jahr vor. 

Artikel 10 

Die Kommission ist beauftragt, nach Anhörung des 
Ausschusses die Einzelheiten für die Anwendung 
dieser Verordnung festzulegen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Der Vorschlag für eine Entscheidung über die 
Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf 
dem Gebiet regionaler Entwicklung, welchen die 
Kommission dem Rat am 17. Oktober 1969 vor- 
gelegt hat, sieht vor: Die Finanzierung von Maß- 
nahmen zur Entwicklung von Gebieten, die mit 
Vorrang zu fördern sind, kann Gegenstand einer 
gemeinschaftlichen Beihilfe sein. Diese Beihilfe 
wird insbesondere in Form einer Zinsvergütung 
für Darlehen der Europäischen Investitionsbank 
oder anderer Finanzierungsinstitute gewährt. 

2. Der Fonds soll zugunsten der Gebiete tätig wer- 
den, die nach Artikel 1 des Vorschlags für eine 
Entscheidung über die Mittel eines Vorgehens 
der Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler 
Entwicklung mit Vorrang zu fördern sind. Er soll 
insbesondere zugunsten der Gebiete eingesetzt 
werden, in denen die wirtschaftliche Entwicklung 
durch die Veränderungen in der Landwirtschaft 
wesentlich beeinträchtigt ist und in denen ein 
bedeutender Überhang an landwirtschaftlicher 
Erwerbsbevölkerung besteht. 

3. Um einen Beitrag des Fonds erhalten zu können, 
muß sich das Investitionsvorhaben in den Rah- 
men eines regionalen Entwicklungsplans oder 
einer anderen Gesamtheit von Maßnahmen zur 
regionalen Entwicklung einfügen, welche Infra- 
strukturen sowie Tätigkeiten in Industrie, Hand- 
werk und Dienstleistungsgewerbe zum Gegen- 
stand haben und wesentliche Grundlage der 
wirtschaftlichen Entwicklung des betroffenen Ge- 


biets sind. Eine Gesamtheit von Investitionsvor- 
haben sind insbesondere Maßnahmen zur Ent- 
wicklung im Sinne des Artikels 4 des Vorschlags 
einer Verordnung (EWG) Nr. .../.. des Rates 
über die Finanzierung von Vorhaben durch den 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
im Rahmen der Maßnahmen zur Entwicklung von 
Agrargebieten, die mit Vorrang zu fördern sind. 

4. Da der Fonds sich zusätzlich zu den Interventio- 
nen der Mitgliedstaaten zur Entwicklung der be- 
troffenen Gebiete beteiligt, darf die Zinsver- 
gütung drei Zinspunkte nicht überschreiten. Die 
vorgeschlagene Laufzeit von 12 Jahren ist an die 
gewöhnliche Laufzeit der Darlehen der Euro- 
päischen Investitionsbank angepaßt. 

5. Für die ersten fünf Jahre des Fonds betragen 
die voraussichtlichen Kosten 50 Millionen Rech- 
nungseinheiten jährlich. Die Kommission wird 
die voraussichtlichen Ausgaben in die Vorent- 
würfe des Haushaltsplans der Gemeinschaften 
aufnehmen. 

6. Die Zinsvergütung wird durch Entscheidung der 
Kommission bewilligt. In Ausführung dieser Ent- 
scheidung schließt die Kommission mit den Be- 
günstigten einen Vertrag. Dieser enthält insbe- 
sondere Vorschriften über die Kündigung und 
Rückzahlung von Beträgen für den Fall, daß die 
Bedingungen der Bewilligung nicht beachtet sind. 

7. Die fakultative Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses ist vorgesehen. 
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